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Liebe Leserinnen und Leser,

bei den Landtagswahlen in Schleswig-Holstein und

Nordrhein-Westfalen hat unsere Partei bittere Nie-

derlagen erlitten. Natürlich bin ich genauso traurig

wie ihr.

Ich möchte mich noch bei den vielen engagierten

Genossinnen und Genossen bedanken, die in den

letzten Wochen für die SPD mit viel Leidenschaft

gekämpft haben.

Besonders möchte ich mich auch bei unseren Land-

tagskandidaten Ulrike Reifig und Hermann-Josef

Vogt bedanken, die mit voller Kraft in den letzten

Wochen für unsere Themen an vorderster Stelle im

Wahlkreis geworben haben. Leider hat es für die

beiden nicht gereicht.

Ich bleibe bei dem Satz, den ich am Freitag beim Be-

such von Martin Schulz in Dülmen gesagt habe:

„Ich habe wieder gespürt, die Menschen haben Fra-

gen an die Sozialdemokratie und sind interessiert

an den Antworten, die ihnen die SPD gibt.

In besonderer Weise gilt dies für unseren Parteivor-

sitzenden und Kanzlerkandidaten Martin Schulz.“

Deshalb werden wir ab heute die Ärmel hochkrem-

peln für eine erfolgreiche Bundestagswahl. Dabei

kommt es auf uns alle an! Wir werden für ein ge-

rechteres Land geschlossen kämpfen – das kann die

SPD, wie keine andere Partei! Wir werden um jede

Stimme kämpfen!

Packen wir es an!

Ihr
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Mehr Gerechtigkeit: Union muss Farbe be-

kennen

Mit Martin Schulz als Bundeskanzler werden wir

unser Land gerechter machen, damit es erfolg-

reich und modern bleibt. Denn Deutschland geht

es gut, aber viele Menschen haben noch nichts

davon. Das wollen wir ändern. Wir werden mit

unserem Programm zeigen: Es macht einen Un-

terschied, wer im Kanzleramt sitzt!

In der Großen Koalition konnten wir Sozialdemo-

kratinnen und Sozialdemokraten bereits wichtige

Verbesserungen für Familien, Alleinerziehende

und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

durchsetzen. Aber viele andere Vorschläge, mit

denen wir uns um die konkreten Alltagsprobleme

der Menschen kümmern, blockiert die Union. Sie

zeigt damit, dass es ihr an Respekt vor denen

mangelt, die tagtäglich hart im Job und für die Fa-

milie arbeiten. Anstatt den Begriff Gerechtigkeit

für wahltaktische Polemik zu missbrauchen,

sollte unser Koalitionspartner lieber die verblei-

bende Legislaturperiode nutzen, um gemeinsam

mit uns dringende Vorhaben anzupacken, die das

Leben vieler in unserem Land verbessern.

Es ist an der Zeit, dass die Union endlich Farbe be-

kennt: Wenn sie wie die SPD dafür sorgen will,

Frauen aus der Teilzeitfalle zu befreien, darf sie

sich nicht mehr länger gegen ein Rückkehrrecht in

Vollzeit sperren. Wenn sie wirklich möchte, dass

sich Rentnerinnen und Rentner darauf verlassen

zu können, nach einem langen Arbeitsleben über

mehr zu verfügen als die Grundsicherung, muss

sie ihren Widerstand gegen eine Solidarrente

endlich aufgeben. Wenn die Union tatsächlich für

mehr Maß und Mitte bei den Managergehältern

sorgen will, dann sollte sie den Vorschlag der SPD-

Bundestagsfraktion nach Begrenzung der steuer-

lichen Absetzbarkeit endlich zustimmen.
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Mehr Steuereinnahmen: Zeit für mehr

Investitionen

Nach der jüngsten Steuerschätzung können Län-

der und Kommunen im Gegensatz zum Bund

nochmals mit einem deutlich höheren Steuerplus

rechnen. Im Vergleich zur vorangegangenen No-

vember-Schätzung werden die Einnahmen der

Länder bis 2021 um knapp 30

Milliarden Euro steigen, die

der Gemeinden um etwa 27

Milliarden Euro. Jahrelang

hatten Länder und Kommu-

nen nicht das Geld, um in

Kindergärten, Schulen, Stra-

ßen oder Sportanlagen zu in-

vestieren. Wir Sozialdemo-

kraten haben uns deshalb

dafür stark gemacht, dass

Länder und Kommunen ei-

nen höheren Anteil an den

Steuereinnahmen erhalten.

Mit den Mehreinnahmen

können Länder und Gemein-

den nun dafür sorgen, dass Kitas gebührenfrei

werden und genügend Ganztagsplätze in Kitas

und Grundschulen zur Verfügung stellen. Denn

eines steht fest: Damit Deutschland künftig wirt-

schaftlich stark bleibt, brauchen wir mehr Investi-

tionen: in kostenfreie Bildung und Betreuung, in

Innovationen, in gute Verkehrswege und ein flä-

chendeckendes schnelles Internet.

Unsere Gesellschaft ist jedoch auf Dauer nur leis-

tungsfähig, wenn der wirtschaftliche Erfolg ge-

recht verteilt ist. Das ist im Moment nicht der Fall:

Während die oberen Einkommen in den letzten

Jahren von der guten konjunkturellen Entwick-

lung und den gestiegenen

Löhnen und Gehältern profi-

tierten, hatten knapp 40 Pro-

zent der arbei-tenden Bevöl-

kerung so gut wie keine Lohn-

zuwächse. Deshalb wollen

wir kleinere und mittlere Ein-

kommen finanziell entlasten.

Denn es ist Zeit, dass die gute

wirtschaftliche Entwicklung

auch bei denen ankommt, die

jeden Tag hart arbeiten und

bei denen es am Monatsende

trotzdem knapp wird. Zu ei-

nem gerechten Steuersystem

gehört auch ein entschiede-

ner Kampf gegen Steuerkriminalität. Wer ver-

sucht, sich vor der Steuer zu drücken, der schadet

allen, die ehrlich ihre Steuern zahlen. Für mich

sind die Vorgänge um die Spionageaktivitäten der

Schweiz daher nicht hinnehmbar. Umso verwun-

derlicher ist, dass der Bundesfinanzminister bis-

lang zu diesen Vorgängen schweigt. Ich finde:
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Gerade der Bundesfinanzminister sollte beim

Kampf gegen Steuerbetrug und Geldwäsche an

der Spitze stehen und nicht auf die Bremse treten.

Bundeswehr braucht klare Orientierung,

keine Verunsicherung

Es ist unfassbar, dass sich in der Bundeswehr eine

rechtsextreme Terrorzelle bilden konnte, die Mu-

nition stiehlt und Pläne für die Ermordung von Po-

litikern entwickelte. Notwendig ist jetzt lücken-

lose Aufklärung der Vorgänge um den Offizier

Franco A. Es ist daher befremdlich, wenn die Bun-

desverteidigungsministerin als Reaktion darauf

die Schuld auf die Soldatinnen und Soldaten in

der Bundeswehr abzuwälzen sucht. Ich bin der

Meinung: Es dürfen nicht alle Soldatinnen und

Soldaten wegen der Vergehen Einzelner in Mit-

haftung genommen werden. Denn die übergroße

Mehrheit von ihnen leistet einen hervorragenden

Job und ist Garant für die Sicherheit unseres Lan-

des. Bundesverteidigungsministerin Ursula von

der Leyen hat es wie ihre Unions-Vorgänger ver-

säumt, der Bundeswehr bei der Transformation

von einer Wehrpflichtigen-Armee zu einer Berufs-

armee eine klare Orientierung zu geben. Ein gro-

ßer Fehler, der jetzt offenkundig zu Tage tritt. Die

Verteidigungsminister der Union haben in den

letzten Jahren bei der Reform der Bundeswehr

versagt. Sie alle haben jeweils mehr Baustellen

hinterlassen, als sie zu Beginn ihrer Amtszeiten

vorgefunden hatten.

Um extremistische Aktivitäten in der Truppe im

Keim zu ersticken, sind mehr politische Bildung,

schnellere Meldeketten und eine längst überfäl-

lige Überarbeitung des Traditionserlasses not-

wendig. Dies ist nun von der Verteidigungsminis-

terin rasch in die Wege zu leiten, ohne die Solda-

tinnen und Soldaten weiter zu verunsichern. Eine

klare Ansage erwarte ich von der Bundeskanzle-

rin, wenn sie kommende Woche auf dem NATO-

Gipfel auf den türkischen Präsidenten Erdoğan

trifft. Die Bundeswehr ist eine Parlamentsarmee.

Die Weigerung der türkischen Regierung, deut-

schen Bundestagsabgeordneten den Zutritt zu

den in Incirlik stationierten Soldatinnen und Sol-

daten zu gewähren, ist daher nicht hinnehmbar.

Unter diesen Voraussetzungen kann die Bundes-

wehr nicht in Incirlik bleiben, sondern muss den

Kampf unserer Bündnispartner gegen den IS-Ter-

ror von einem anderen militärischen Standort aus

unterstützen.
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Berufsbildungsbericht 2017

Der Berufsbildungsbericht 2017, den wir diese

Woche im Plenum debattiert haben, zeigt, dass

die Ausbildungsbereitschaft vieler Firmen zurück-

geht. Nur noch jeder fünfte Betrieb bildet über-

haupt aus. Insgesamt wurden 520.300 Ausbil-

dungsverträge geschlossen – im Jahr 2006 waren

es noch 576.000. Zudem besteht weiterhin ein so-

genanntes „Passungsproblem“: in bestimmten

Regionen und Berufen bleiben viele Stellen unbe-

setzt. Zum Stichtag am 30. September waren

43.500 Ausbildungsplätze nicht vergeben. Zu-

gleich konnten 20.600 Jugendliche keinen pas-

senden Ausbildungsplatz finden und es gab

60.100 Bewerberinnen und Bewerber mit Alterna-

tive und weiterem Vermittlungswunsch.

Insbesondere Hauptschüler landen immer häufi-

ger im Übergangsbereich. Nur jeder zweite

schafft den direkten Sprung von der Schule in die

Ausbildung. Zugleich gab es im letzten Jahr erst-

mal mehr Auszubildende mit Abitur als mit

Hauptschulabschluss im dualen System.

Entwicklungspolitischer Bericht der Bundes-

regierung

Der Entwicklungspolitische Bericht wird alle vier

Jahre von der Regierung vorgelegt. Das Resümee

fällt schriftlich gut aus, doch wir haben einiges an

den zurückliegenden Taten des Ministers Müller

zu kritisieren. Entwicklungspolitik ist im Zuge der

Fluchtursachenbekämpfung sehr stark auf kurz-

fristige Erfolge reduziert worden.

Aktuelle Themen im Plenum
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Dies hat der Minister durch die Einführung seiner

Sonderinitiativen untermauert und dabei die Pro-

jektarbeit und die Hilfe für die ärmsten Länder

vernachlässigt. Dabei ist

für uns Sozialdemokraten

Entwicklungspolitik mit-

tel- bis langfristige und

damit nachhaltige globale

Strukturpolitik. Der Minis-

ter spricht viel über die

Einhaltung von sozialen,

menschenrechtlichen und

ökologischen Mindest-

standards entlang globa-

ler Lieferketten, unter-

zeichnet jedoch Handels-

abkommen mit Afrika, die

hierfür keine wirksamen und entwicklungsför-

dernden Regelungen enthalten. Mit seinem

Marshall-Plan legt der Minister seinen Schwer-

punkt auf Afrika, nimmt dafür aber keinen Cent

frisches Geld in die Hand. Die Initiative Pro!Afrika

unserer Ministerin Zypries macht das mit 100

Mio. Euro zusätzlicher Hilfe besser.

Ausreisepflicht besser durchsetzen

Der vorliegende Gesetzentwurf fußt auf einer

Vereinbarung der Bundesregierung mit den Mi-

nisterpräsidentinnen und Ministerpräsidenten

der Länder vom 9. Februar 2017. Kern des Gesetz-

entwurfes ist es, die Ausreisepflicht abgelehnter

Asylsuchender schneller und konsequenter um-

zusetzen. Hierzu soll das

Bundesamt für Migra-tion

und Flüchtlinge (BAMF)

weitere Befugnisse zur

Feststellung der Identität

von Asylsuchenden erhal-

ten, wenn Antragssteller

keine gültigen Ausweis-

papiere vorlegen.

Der Gesetzentwurf sieht

zudem Regeln für eine

schärfere Überwachung

von ausreisepflichtigen

Gefährdern vor. Diese sol-

len künftig verpflichtet werden können, eine

"elektronische Fußfessel" zu tragen und können

zudem leichter in Abschiebe-haft genommen

werden.

Schutz vor Hochwasser verbessern

Die Hochwasserereignisse von 2013 waren Anlass,

die für den Hochwasserschutz maßgeblichen Re-

gelungen zu überprüfen. Dabei wurde auch be-

rücksichtigt, dass dem voranschreitenden Klima-

wandel noch stärker Rechnung getragen werden

muss. 4,9 Prozent der Fläche der Bundesrepublik
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sind als Überschwemmungsgebiete ausgewie-

sen. 5,9 Prozent sind als Risikogebiete anzusehen.

In Überschwemmungsgebieten leben rund 1,6

Millionen Einwohner, in Risikogebieten 6,1 Millio-

nen. Mit dem Hochwasserschutzgesetz II, das wir

diese Woche abschließend beraten, will die Bun-

desregierung nun dort ansetzen, wo Hochwasser

entsteht. Das Gesetz soll u.a. Verfahren für die

Planung, Genehmigung und den Bau von Hoch-

wasserschutzanlagen erleichtern und beschleuni-

gen, ohne die Beteiligung der Öffentlichkeit zu

beschneiden. Darüber hinaus sollen Regelungslü-

cken geschlossen werden, um Schäden durch

Hochwasser zu verhindern. Dazu gehören auch

Pflichten zum hochwasserangepassten Bauen in

Risikogebieten bzw. Möglichkeiten für die Kom-

munen, solche Pflichten in Bebauungsplänen vor-

zusehen. Der Gesetzentwurf flankiert das natio-

nale Hochwasserschutzprogramm in Höhe von

ca. 5,5 Mrd. Euro.

Zugang zu öffentlich finanzierten Daten

verbessern

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf, soll eine

Forderung aus der Digitalen Agenda der Bundes-

regierung umgesetzt werden. Im Kern ist vorgese-

hen, dass künftig öffentliche Verwaltung und Be-

hörden offene Daten (z.B. Verkehrs-, Geo- oder

Wetter-daten) unentgeltlich bereitstellen sollen.

Die Daten sollen in unbearbeiteter Form, maschi-

nenlesbar und ohne Zugangsbeschränkung be-

reitgestellt werden. Zwar stellt die Verwaltung

bereits heute eine Vielzahl von Daten bereit, mit

dem Gesetzentwurf soll deren Veröffentlichung

nun aber zum Regelfall werden. Gleichzeitig wird

sichergestellt, dass der Schutz personenbezoge-

ner Daten sowie Sicherheitsbelange berücksich-

tig werden.

Identitätsnachweis im Netz sicherer machen

Der Gesetzentwurf über den wir abschließend be-

raten haben, hat zum Ziel, die Nutzung der On-

line-Ausweisfunktion (eID) des elektronischen

Personalausweises zu befördern. Insbesondere

soll die elektronische Ausweisfunktion stärker in

der Verwaltung genutzt werden. Der Personal-

ausweis mit sogenannter eID-Funktion wurde

2010 eingeführt ist jedoch in seiner Verbreitung
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deutlich hinter den Erwartungen zurück geblie-

ben. Ein Grund liegt darin, dass die Verfahren zur

Freischaltung bislang aufwendig sind und nur

wenige Nutzungsmöglichkeiten zur Verfügung

stehen. Der Gesetzentwurf hat daher zum Ziel ge-

setzliche Hürden abzubauen und die Einsatzmög-

lichkeiten der Online-Ausweisfunktionen des

elektronischen Personalausweises zu verbreitern

und die Sicherheit bei der Anwendung zu erhö-

hen. Dafür wird u.a. künftig jeder neue Personal-

ausweis einsatzbereit für den elektronischen

Identitätsnachweis ausgegeben.

Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken

verbessern

Das Recht auf Meinungsfreiheit ist in einer Demo-

kratie ein hohes, schützenswertes Gut. Aber: Die

Meinungsfreiheit aber endet dort, wo

strafbare Hetzte oder Verleumdung

beginnt. Gerade im Netz und in den

sozialen Netzwerken müssen wir fest-

stellen, dass diese Phänomene immer

stärker den Diskurs dominieren. Mit

dem vorliegenden Gesetzentwurf sol-

len strafbare Falschmeldungen, Hetze

und Hassreden gezielt bekämpft wer-

den. Um die sozialen Netzwerke zu ei-

ner zügigeren und umfassenderen

Bearbeitung von Beschwerden insbesondere von

Nutzerinnen und Nutzer über Hasskriminalität

und andere strafbare Inhalte anzuhalten, werden

durch den Entwurf gesetzliche Compliance-Re-

geln für soziale Netzwerke eingeführt. Vorgese-

hen sind eine gesetzliche Berichtspflicht für sozi-

ale Netzwerke über den Umgang mit Hasskrimi-

nalität und anderen strafbaren Inhalten, ein wirk-

sames Beschwerdemanagement sowie die Be-

nennung eines inländischen Zustellungsbevoll-

mächtigten. Verstöße gegen diese Pflichten kön-

nen mit Bußgeldern gegen das Unternehmen und

die Aufsichtspflichtigen geahndet werden. Im

weiteren parlamentarischen Verfahren ist für die

SPD-Fraktion entscheidend, den Anspruch auf

Auskunft über Bestandsdaten auf schwere Per-

sönlichkeitsrechtsverletzungen zu begrenzen

und mit einem Richtervorbehalt zu versehen.
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Beistandsmöglichkeiten bei Gesund-

heitssorge und Fürsorge regeln

Ehegatten und Partner eingetragener Lebens-

partnerschaften können nach geltendem Recht

weder Entscheidungen über medizinische Be-

handlungen für ihren nicht mehr selbst hand-

lungsfähigen Partner treffen noch diesem im

Rechtsverkehr vertreten. Dies war bislang nur

möglich, wenn sie von ihrem Partner oder Partne-

rin als rechtliche Betreuer bestellt oder im Rah-

men einer Vorsorgevollmacht dazu wirksam be-

vollmächtigt wurden. Auch wenn sich die meisten

Bürger laut empirischer Untersuchung Vertre-

tung in rechtlichen Angelegenheiten durch ihren

Partner wünschen, wird es vielfach versäumt, im

Vorfeld eine entsprechende Vorsorgevollmacht

zu erteilen, auch weil viele dem Irrtum unterlie-

gen, der Ehepartner sei hierzu auch ohne Vorsor-

gevollmacht berechtigt. Der vorliegende Gesetz-

entwurf sieht daher vor, dass sich Ehegatte und

Lebenspartner in Angelegenheiten der Gesund-

heitssorge und der Fürsorge automatisch vertre-

ten können, sofern im Rahmen einer Vorsorge-

vollmacht nichts anderes bestimmt wurde.

Mieterinnen und Mieter an der Energie-

wende beteiligen

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf der Koaliti-

onsfraktionen haben wir in erster Lesung eine

verbesserte Förderung von Mieterstrom beraten.

Als Mieterstrom wird Strom bezeichnet, der in ei-

nem Blockheizkraftwerk oder in einer Solaranlage

auf dem Dach eines Wohngebäudes erzeugt wird

und insbesondere an Mieterinnen und Mieter in

diesem Wohngebäude geliefert wird. Da sich sol-

che Anlagen für Vermieter bisher kaum rechnen,

profitieren Mieter bisher kaum von der Förderung

erneuerbarer Energien. Das wollen wir mit die-

sem Gesetzentwurf ändern, in dem eine Förde-

rung für den Ausbau von PV-Anlagen auf Wohn-

gebäuden geschaffen wird.

Die dabei entstehenden Kosten werden begrenzt,

in dem der förderfähige Ausbau auf 500 Mega-

watt pro Jahr beschränkt wird. Mieterinnen und

Mieter können auch künftig ihren Stromanbieter

frei wählen.
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Urheberrecht in Bildung und Wissenschaft

rechtssicher regeln

Der vorliegende Gesetzentwurf, über den wir in

erster Lesung beraten haben, setzt die Vereinba-

rung des Koalitionsvertrages um, eine „Bildungs-

und Wissenschaftsschranke“ zu schaffen. Damit

soll neu geregelt werden, welche urheberrechtli-

chen Nutzungshandlungen im Bereich Bildung

und Wissenschaft gesetzlich erlaubt sind, ohne

dass es einer Zustimmung der Urhebers und sons-

tiger Rechtsinhaber bedarf. Der Entwurf regelt die

künftigen Nutzungsbefugnisse für Unterricht,

Forschung und Wissensinstitutionen möglichst

konkret und verzichtet so weit wie möglich auf

unbestimmte Rechtsbegriffe. Damit wird die

Rechtsicherheit bei der Nutzung urheberrechtlich

geschützter Inhalte deutlich erhöht. Der Gesetz-

entwurf enthält auch eine Neuregelung im Pa-

tentgesetz, damit das Deutsche Patent- und Mar-

kenamt die sogenannte Nichtpatentliteratur bes-

ser nutzen kann als bisher.

Staatliche Finanzierung von verfassungs-

feindlichen Parteien beenden

Eine wehrhafte Demokratie muss in der Lage sein,

Feinde der freiheitlich-demokratischen Grund-

ordnung von der staatlichen Parteienfinanzie-

rung auszuschließen. Auf diesen Weg hat uns das

Bundesverfassungsgericht ausdrücklich hinge-

wiesen. Dies wollen wir jetzt mit einer entspre-

chenden Änderung von Artikel 21 unseres Grund-

gesetzes umsetzen und zugleich die daraus fol-

genden notwendigen einzelgesetzlichen Ände-

rungen auf den Weg bringen.

Stadtentwicklungsbericht 2016

Wir beraten in dieser Woche den Stadtentwick-

lungsbericht 2016, der die aktuelle Situation deut-

scher Städte und Gemeinden beschreibt, die

Stadtentwicklungspolitik des Bundes beleuchtet,

die Herausforderungen, vor denen die Städte ste-

hen, benennt sowie Handlungsoptionen aufzeigt.

Während einige Großstädte, auch kleinere vor al-

lem mit Hochschulen in den vergangenen zehn

Jahren stetig gewachsen sind, schrumpfen gleich-

zeitig Klein-, Mittelstädte und Gemeinden im

ländlichen Raum. Das stellt Städte und Gemein-

den vor unterschiedliche Aufgaben. Der Bund un-

ter-stützt die Herstellung nachhaltiger Struktu-

ren vor Ort mit dem Instrument der Städtebauför-

derung. Die Bundesregierung hat in dieser Legis-

laturperiode (2014-2017) ihre Investitionen in die

Stadtentwicklung deutlich verstärkt. Allein 2017

stehen 790 Mio. Euro für die Städtebauförde-

rungsprogramme zur Verfügung. Städte und Ge-

meinden können so die notwendigen städtebau-
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lichen Anpassungen an die Auswirkungen ökono-

mischer, ökologischer und sozialer Veränderun-

gen vornehmen.

Die Koalitionsfraktionen unterstreichen in einem

Entschließungsantrag die Bedeutung der Städte-

bauförderung und fordern u.a. die Nationale

Stadtentwicklungspolitik als gemeinsame Initia-

tive von Bund, Ländern und Kommunen auch im

Hinblick auf die Weiterentwicklung der Leipzig-

Charta in Vorbereitung der deutschen EU-Rats-

präsidentschaft 2020 weiterzuentwickeln, die

Bundesmittel zu verstetigen sowie die Städte-

bauförderung als „lernendes Programm“ weiter-

zuentwickeln.
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Schon Facebook geliked?

Wer meine politische Arbeit in Echtzeit mit verfol-

gen möchte und stets auf dem Laufenden bleiben

will, worum es gerade in Berlin oder in meinem

Wahlkreis geht, der hat es ganz ein-fach. Ein klei-

ner Klick auf meiner Facebook-Seite (www.face-

book.ulrich-hampel.de) bei „Gefällt mir“ und die

Nachrichten, Beiträge, Meldungen und manch-

mal auch die kleinen alltäglichen Erlebnisse sind

auf Ihrem/ deinem Bildschirm.
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